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Weißensee 

Psychische Erkrankungen sind in den letzten Jahren zu Volkskrankheiten 

geworden. Der 2012 vom Robert Koch-Institut durchgeführte deutsch-

landweite Gesundheitssurvey ergab, dass in jedem Jahr rund ein Drittel 

der Bevölkerung von mindestens einer psychischen Störung betroffen 

ist. Angststörungen, Alkoholstörungen und Depressionen treten am häu-

figsten auf. In den Statistiken über die Arbeitsunfähigkeitstage stehen 

die psychischen Erkrankungen nach Muskel- und Skeletterkrankungen 

an zweiter Stelle. Als Anlass für die Frühberentung sind psychische Er-

krankungen mittlerweile auf dem ersten Rang. Neben dem persönlichen 

Leid der Betroffenen und ihrer Angehörigen verursachen psychische Er-

krankungen erhebliche direkte Kosten im Sinne der Behandlung sowie 

indirekte Kosten auch durch Produktivitätsausfall. Vor diesem Hinter-

grund sind psychische Erkrankungen und deren Prävention, frühzeitige 

Erkennung, bedarfsgerechte Behandlung und Rehabilitation eine Her-

ausforderung für die gesamte Gesellschaft. 

In der internationalen Gesundheitspolitik hat der Stellenwert psychi-

scher Erkrankungen spürbar zugenommen. Mit der 2009 von Deutsch-

land ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention ist ein großer Schritt 

nach vorn für die Gleichberechtigung und Teilhabe in der Gesellschaft 

getan worden. Die Weltgesundheitsorganisation hat einen umfassenden 

Aktionsplan für psychische Gesundheit 2013 verabschiedet, deren Ziele 

für alle Länder Ansporn zur weiteren Entwicklung sind. 

Seitens der politischen Entscheidungsträger müssen politische Rahmen-

bedingungen geschaffen werden, um den besonderen Bedürfnissen von 

Menschen mit psychischen Erkrankungen gerecht zu werden, den Zu-

gang zu einem umfassenden System von psychiatrisch-psychotherapeu-

tischer Versorgung zu ermöglichen und deren Autonomie und Selbstbe-

stimmung zu fördern. 



Dazu gehören die Sicherstellung von flächendeckender leitliniengerechter ambulanter und stationä-

rer Versorgung sowie die Schaffung eines gesetzlichen Rahmens für eine sektorenübergreifende Ver-

netzung zur Förderung strukturierter, individuell passgenauer bedarfsgerechter Hilfsangebote. Struk-

turen zur Förderung psychischer Gesundheit über die gesamte Lebensspanne sind zu entwickeln. Zur 

Erweiterung des Wissens über die Ursachen psychischer Erkrankungen und neuer Behandlungsme-

thoden ist die Sicherstellung von kontinuierlichen Forschungsstrukturen unabdingbar. Der Direktor 

der Abteilung Mental health and substance abuse in der Zentrale der WHO fordert daher, dass alle 

Länder – auch die reichen – ihre Investitionen in die psychische Gesundheit intensivieren müssen. Die 

Umsetzung von Teilhabe in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen bis hin zum Arbeitsmarkt setzt 

aber weiterhin die Arbeit an den Veränderungen der Einstellungen gegenüber Menschen mit psychi-

schen Erkrankungen voraus. Gerade Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen haben im-

mer noch mit vielen Vorurteilen und Ausgrenzung zu kämpfen. Der Weg der Antistigma-Kampagnen 

im Sinne einer Positivkampagne muss nachhaltig fortgesetzt werden. 


